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Israel und die deutsche Politik 
 
Feststellungen zum Manövrieren der deutschen Regierung in der Haltung zu Israel 
und seinem Kampf gegen die islamistische Terrororganisation Hamas.   
 
Es häufen sich zunehmend Meinungsäußerungen, mit denen Israel als alleiniger  
Kriegstreiber dargestellt und eines Genozids beschuldigt wird. Die öffentliche Politik 
beweist, daß die Regierung die wachsende Gefahr des politischen Islamismus nicht 
verstanden hat und massiv unterschätzt. 
 
Dazu stelle ich drei Fragen und gebe drei Antworten: 
 
1. Hat die Hamas vereinbarungsgemäß ihre Waffen abgegeben? 

 

Nein. Im Gegenteil, ihre Führer haben offiziell erklärt, daß die Hamas ihre Waffen 
nicht abgeben wird. 

 
2. Hat die Hamas öffentlich erklärt, ihr Ziel, den Staat Israel zu vernichten, 

aufzugeben? 
 

Nein. Im Gegenteil, ihre Führung erklärt die Vernichtung des Staates Israel noch 
immer zu ihrem Hauptziel. 

 
3. Hat die palästinensische Bevölkerung oder haben Teile davon öffentlich erklärt, 

daß sie sich von der terroristischen Organisation Hamas distanzieren und ihre 
Aktionen ablehnen? 
 

Nein. Im Gegenteil, Einzelbefragungen und Demonstrationen in Deutschland 
ergeben, daß die Mehrheit der Palästinenser ihre Solidarität mit der Hamas 
bekundet. 

 
Aus diesen drei Feststellungen ergibt sich eine weitere Frage als Resümee: 
 

• Wie soll man die aufkommende Verwunderung darüber erklären, daß Israel 
seinen Kampf gegen die Hamas fortsetzt und nicht einseitig beendet? 
Das muß man erklären, weil man es ohne Begründung nicht verstehen kann.  

 
Dazu reicht es nicht aus, unablässig die Zerstörungen im Gazastreifen vorzuführen, 
ständig notleidende Palästinenser im Gazastreifen zu zeigen und Israel eines 
Genozids zu beschuldigen. Das ist in dieser Darstellungsweise antisemitische 
Propaganda, die unsere öffentlich-rechtlichen Medien dominiert. Das ungebrochen 
aggressive Vorgehen der Hamas unter Benutzung der palästinensischen 
Bevölkerung als Schutzschild wird nicht erwähnt.  
 
Von der Bundesregierung muß man fordern, sich eindeutig an die Seite Israels zu 
stellen und dessen Kampf gegen die Hamas zu unterstützen.  
 
Halbherzige Erklärungen, sie stünde fest an der Seite Israels, um dann aber das 
Gegenteil zu praktizieren und die Reduzierung der Unterstützung zu debattieren, 
sind keine Solidaritätsbekundung. Es sind inhaltsleere Phrasen. Sie haben das 



Potential, die Hamas mental und indirekt auch materiell zu stärken. Die Regierung 
muß diese Doppelzüngigkeit beenden. 
 
Man muß ebenso fordern, daß in Deutschland propalästinensische Demonstrationen 
keine Genehmigung erhalten. Hetze gegen Israel als Staat auf deutschen Straßen, 
die mit solchen Erlaubnissen unterstützt wird, kann nicht mit Meinungsfreiheit 
begründet werden. Und wenn die Demonstranten in Deutschland die Durchsetzung 
des Kalifats fordern, ist auch wegen Aufruhrs die Rechtsgrundlage für ein Verbot 
gegeben. Abschiebungen müssen folgen. 
 
Mit der Unterstützung der Aktionen islamistischer Terrororganisationen ist ein 
dauerhafter Frieden im Nahen Osten nicht erreichbar. 


